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Bern, 12. Oktober 2021 

 

 

Ausführungsrecht zum Datenschutzgesetz (revidierte Verord-

nung über den Datenschutz)  

 

Vernehmlassungsantwort von CURAVIVA Schweiz 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Im Rahmen der vom Bundesrat eröffneten Vernehmlassung über die Revision der Verordnung 

über den Datenschutz reicht der nationale Branchenverband CURAVIVA Schweiz reicht die vorlie-

gende Stellungnahme ein.  

Gemeinsam mit den Mitgliederinstitutionen ist CURAVIVA Schweiz für die Menschen da, die auf 

individuelle Begleitung, Pflege und Betreuung angewiesen sind. Für Kinder und Jugendliche, für 

Menschen mit Behinderung, für Menschen im Alter. Als nationaler Branchenverband vertritt 

CURAVIVA Schweiz landesweit über 2'700 Institutionen. Die Mitgliederinstitutionen bieten rund 

120'000 Menschen ein Zuhause und beschäftigen mehr als 130'000 Mitarbeitende. 

 

I. Ausgangslage 

Die DSG-Totalrevision umfasst zum einen eine Totalrevision des DSG (E-DSG), zum andern eine 

Teilrevision weiterer Bundesgesetze. Das Parlament hat die Vorlage des Bundesrates in zwei 

Etappen aufgeteilt. In der ersten Etappe wurde nur eine EU-Richtlinie zum Datenschutz in Strafsa-

chen (SDSG) umgesetzt und am 1.3.2019 in Kraft gesetzt. In der zweiten Etappe hat das Parla-

ment das neue Datenschutzgesetz (nDSG) am 25.9.2020 verabschiedet. Die vorliegende Ver-

nehmlassung über das Umsetzungsrecht des revidierten DSG (Vorentwurf der revidierten Verord-

nung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (E-VDSG)) wurde am 23.6.3021 eröffnet. Sie dau-

ert bis am 14.10.2021.  

 

II. Vernehmlassungsunterlagen  

• Vernehmlassungsvorlage  

• Erläuternder Bericht  

• Begleitschreiben an die Verbände usw. 
 

  

https://fedlex.data.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2021/26/cons_1/doc_1/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-dl-proj-2021-26-cons_1-doc_1-de-pdf-a.pdf
https://fedlex.data.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2021/26/cons_1/doc_4/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-dl-proj-2021-26-cons_1-doc_4-de-pdf-a.pdf
https://fedlex.data.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2021/26/cons_1/doc_2/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-dl-proj-2021-26-cons_1-doc_2-de-pdf-a.pdf
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III. Grundzüge der vorliegenden Vernhemlassungsantwort  

Im Rahmen des vorliegenden Verfahrens haben die Verbände CURAVIVA Schweiz, INSOS 

Schweiz, senesuisse und Spitex Schweiz eng zusammengearbeitet, so dass ihre Vernhemlas-

sungsantworten inhaltlich übereinstimmende Standpunkte vertreten.  

Da es sich im Rahmen der vorliegenden Vernehmlassung nur noch um die Gestaltung des Umset-

zungsrechts einer bereits erfolgten Gesetzesrevision handelt, ist der Ermessenspielraum für An-

passungen der neuen Gesetzgebung sehr begrenzt.  

Die vorliegende Vernehmlassungsantwort fokussiert auf die für die Institutionen und Strukturen für 

Menschen mit Unterstützungsbedarf relevanten Punkte der vom Bundesrat vorgeschlagene 

VDSG-Revision. 

In der vorliegende Vernehmlassungsantwort wird in erster Linie darauf geachtet, dass die vom 

Bundesrat vorgeschlagenen Umsetzungsmodalitäten des revidierten Datenschutzgesetzes mög-

lichst schlank, praxisnah und anwendungsfreundlich für die Betriebe bleiben. Das ist nicht selbst-

verständlich im Rahmen eines Gesetzgebungsprozesses, der nicht besonders darauf ausgerichtet 

ist: Dieser strebt offensichtlich vor allem eine sehr genaue und umfangreiche Einhaltung des Da-

tenschutzes an.  

Des Weiteren beantragt die vorliegende Vernehmlassungsantwort eine möglichst konkrete, zu-

gängliche und auch finanziell günstige Unterstützung der Betriebe durch die zuständigen staatli-

chen Stellen – vor allem durch den Eidgenössische Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten 

(EDÖB). 

Die in der Stellungnahme vertretenen Standpunkte berücksichtigen gleichwohl die Wichtigkeit ei-

nes zielführenden Datenschutzes: Allgemein wird davon ausgegangen, dass die Betriebe oftmals 

heikle Daten bearbeiten, deren Bekanntgabe ein hohes Risiko für die betroffenen Personen von 

Unterstützungsleistungen aufweisen können; deswegen soll an einem strikten Datenschutz nicht 

gerüttelt werden.  

Auch wird in der vorliegenden Vernehmlassungsantwort beantragt, dass grob umrissene Begriffe 

und Abgrenzungen präziser umschrieben werden – dies im Sinne einer möglichst klaren Umset-

zungshilfe für die betroffenen Betriebe. 

 

IV. Relevante Bestimmungen der E-VDSG für die ambulanten und stationären Betriebe 

für Personen mit Unterstützungsbedarf 

E-VDSG Kommentar Beantragte Neuformulie-

rung 

Art. 1 

Abs. 1  

Die vorgeschlagene Umschreibung ist im Grundsatz zu be-

grüssen. Sie ergänzt und konkretisiert sinnvollerweise Artikel 

8 Absatz 1 nDSG. Zu begrüssen ist, dass sie möglichst 

schlank und angesichts der stetigen technischen Entwicklun-

gen flexibel, praxisnah und anwendungsfreundlich gehalten 

worden ist. Weil sie sehr allgemein formuliert ist, braucht es 

aber entsprechenden Deutungs- und Umsetzungshilfen für 

die Praxis. 

-  

Es müssen seitens EDÖB mög-

lichst bald Dokumente geschaf-

fen werden, welche den Betrie-

ben die Praxisumsetzung verein-

fachen. 
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Art. 1 

Abs. 2 

Die Abstände zwischen den vorzunehmen Überprüfungen 

sollten präziser angegeben werden, sonst drohen Rechtsun-

sicherheit und Streitigkeiten. Was genau „angemessene Ab-

stände“ sind, hängt selbstverständlich von den Besonderhei-

ten des konkreten Anwendungsfalls ab (S. 17 im erläutern-

den Bericht: «[…] bei der Bestimmung der Massnahmen 

selbstredend die Umstände des Einzelfalls massgeblich [blei-

ben]»). Während die Datenbearbeiter inhaltlich grossen Frei-

raum für die Bestimmung ihrer konkreten Massnahmen brau-

chen, sollte zeitlich zumindest eine konkrete Anforderung gel-

ten, um die Sicherheit zu gewährleisten. Als sinnvoll er-

scheint uns eine mindestens jährliche Überprüfung. 

 

2 Die Massnahmen sind über die 

gesamte Bearbeitungsdauer hin-

weg in angemessenen Abstän-

den, jedoch mindestens einmal 

pro Jahr zu überprüfen. 

Art. 2 Diese präzise Auflistung der Schutzziele macht Sinn: Sie 

stellt eine praxisorientierte ‚Gedächtnisstütze‘ für die Verant-

wortlichen und die Auftragsbearbeiter dar, was im Rahmen 

ihrer Konkretisierung zu berücksichtigen ist. Wichtig ist eine 

gute Anwendbarkeit in der Praxis (Seite 17 des Berichts: „In 

Anwendung der Verhältnismässigkeit sind ausgehend [… von 

dieser Auflistung der Schutzziele] die organisatorischen und 

technischen Massnahmen des Einzelfalls zu bestimmen.“). 

 

Gleichzeitig zeigt diese Auflistung die Komplexität der Anfor-

derungen an eine gesetzkonforme Datenbearbeitung und -si-

cherheit auf - mit dem damit verbundenen Aufwand. Aus die-

sem Grund ist eine möglichst konkrete und für Schweizer Be-

triebe auch unentgeltliche Unterstützung der Datenschutzver-

antwortlichen durch die zuständigen Behörden (insbesondere 

das EDÖB), vorzusehen. So können die Umsetzungskosten 

für Wirtschaft und Gesellschaft minimiert und angemessene 

Datensicherheit auf allen Ebenen geschaffen werden.  

 

-  

Für eine optimale und kosten-

günstige Umsetzung ist darauf 

zu achten, dass Schweizer Un-

ternehmen einen guten und kos-

tengünstigen Zugang zum 

EDÖB erhalten (vgl. auch Art. 

45 Abs. 2). 

Art. 3  Welche „Massnahmen“ im vorliegenden Rahmen berücksich-

tigt werden sollen und ob ein Risiko als hoch oder begrenzt 

eingeschätzt werden soll, dürfte in der Praxis oftmals schwie-

rig zu beurteilen sein, denn Artikel 8 nDSG führt auch keine 

präziseren Anhaltspunkte über die Art der infrage stehenden 

Massnahmen. Dies entspricht zwar einer flexiblen, bedarfs-

orientierten und dem neusten technischen Stand angepass-

ten Umsetzung des Datenschutzes, macht aber dessen Rea-

lisierung in der Praxis schwierig. In diesem Sinne ist die Prä-

zisierung der Inhalte der Protokollierung (gemäss Abs. 3) an 

sich konsequent und kongruent. Sie weist aber einen hohen 

Detaillierungsgrad auf, der einen entsprechend hohen Um-

setzungsaufwand, eine Unübersichtlichkeit und mögliche 

Verwechslungsrisiken mit sich bringt. 

In Art. 3 Abs. 1 müssen Alter-

nativen zur im Entwurf vorgese-

henen (komplexen) Protokollie-

rung – ausdrücklich vorgesehen 

und auch aufgezählt werden, na-

mentlich Zugriffskontrollen, die 

physische/räumliche Sicherung 

der Daten, das Aufstellen fehler-

toleranter Systeme und Mass-

nahmen der Datensicherung.  
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Es ist festzustellen, dass gerade bei der automatisierten Be-

arbeitung von Personendaten die Anforderung einer detail-

lierten Protokollierung einen beträchtlichen Teil der Vorteile 

der Automatisierung beraubt: Der zeitliche und administrative 

Aufwand wird dadurch erheblich vergrössert.  

Trotzdem erscheint uns eine Protokollierung richtig, sofern 

keine anderen Massnahmen das gleiche Ziel mit weniger 

Aufwand erreichen können.  

 

Antrag:  

Alternativen zur Protokollierung als Massnahmen zum Daten-

schutz sollen im E-VDSG ausdrücklich vorgesehen und auch 

aufgezählt werden – wie etwa die physische/räumliche Siche-

rung der Daten, Zugriffskontrollen, das Aufstellen fehlertole-

ranter Systeme und Massnahmen der Datensicherung. 

 

Art. 4 

Abs. 2 

Weil in sehr vielen Fällen eine automatisierte Bearbeitung 

von besonders schützenswerten Personendaten erfolgt, sind 

die von dieser Bestimmung gestellten Anforderungen als zu 

aufwendig und vielfach unnötig zu qualifizieren. Sie bringen 

für die betroffenen Datenbearbeiter unangemessen hohe 

Kosten mit sich. Deswegen ist diese Auflistung zu kürzen:  

 

Die Buchstaben d, e und j sollen ersatzlos gestrichen wer-

den, weil sie unnötige zusätzliche Anforderungen und Präzi-

sierungen darstellen, die den administrativen Aufwand für die 

Betriebe verschärfen, ohne dass daraus ein entsprechender 

Nutzen entsteht.  

Buchstabe i soll gekürzt werden: Er weist einen Detaillie-

rungsrad mit entsprechenden Umsetzungskosten auf, der in 

keinem vernünftigen Verhältnis zu seinem  Nutzen steht.  

 

Hingegen werden Buchstaben a, b, c, f und g ausdrücklich 

begrüsst, da sie zentrale Massnahmen zur Gewährleistung 

der Datensicherheit darstellen. Ihre Einhaltung genügt, um 

dem Datenschutz gerecht zu werden.  

 

Auch Buchstabe h wird begrüsst, weil eine stets angestrebte 

Datenminimierung das beste Mittel darstellt, um sowohl den 

Schutz der Privatsphäre als auch die Verminderung des mit 

jeglichem Datenbearbeitung verbundenen administrativen 

Aufwands zu erreichen.  

2 Das Reglement muss mindes-

tens Angaben enthalten:  

a. zum Bearbeitungszweck; 
b. zu den Kategorien be-

troffener Personen und 
der Kategorien bearbei-
teter Personendaten; 

c. zur Aufbewahrungsdauer 
der Personendaten oder 
die Kriterien zur Festle-
gung dieser Dauer; 

d. zur internen Organisa-
tion;  

e. zur Herkunft der Perso-
nendaten und zur Art ih-
rer Beschaffung; 

f. zu den technischen und 
organisatorischen Mass-
nahmen zur Gewährleis-
tung der Datensicherheit; 

g. zu den Zugriffsberechti-
gungen sowie zur Art 
und zum Umfang der Zu-
griffe; 

h. zu den Massnahmen, die 
zur Datenminimierung 
getroffen werden; 

i. zu den Datenbearbei-
tungsverfahren, insbe-
sondere den Verfahren 
bei der Speicherung, Be-
richtigung, Bekanntgabe, 
Aufbewahrung, Archivie-
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rung, Pseudonymisie-
rung, Anonymisierung 
und Löschung oder Ver-
nichtung; 

j. zum Verfahren zur Aus-
übung des Auskunfts-
rechts und des Rechts 
auf Datenherausgabe 
oder -übertragung. 

 

Art. 4 

Abs. 3 

Wie gemäss obigem Antrag zu Art. 1 Abs. 2 sollten auch hier 

die zeitlichen Abstände zwischen den vorzunehmen Aktuali-

sierungen präziser angegeben werden, sonst drohen Rechts-

unsicherheit und Streitigkeiten. Deswegen wird hier bean-

tragt, dass die Aktualisierungen mindestens einmal jährlich 

stattfinden: Dieser Zeitabstand stellt eine präzise, zugleich 

realistische und daher auch anwendungsfreundlich Leit-

planke dar.  

 

3 Die private Person muss das 

Reglement regelmässig in ange-

messenen Abständen, jedoch 

mindestens einmal pro Jahr, ak-

tualisieren und der Datenschutz-

beraterin oder dem Datenschutz-

berater in einer für diese oder 

diesen verständlichen Form zur 

Verfügung stellen. 

 

Art. 6 

Abs. 2 

Die in dieser Bestimmung gestellten Anforderungen an die 

Verantwortlichen betreffend dem DSG nicht unterstellten Da-

tenbearbeiter sind offensichtlich zu hoch. Von einem Verant-

wortlichen kann vernünftigerweise nicht verlangt werden, 

dass er Kenntnis der vielen potenziell relevanten Gesetzes-

bestimmungen und der möglichen Abhilfe-Lösungen hat. 

Wenn schon ist es die Pflicht von Gesetzgeber und Verwal-

tung, den Datenschutz so auszugestalten, dass dieser – wo 

nötig und sinnvoll – überall für alle Betroffenen gleichermas-

sen gilt. Diese Pflicht den einzelnen Verantwortlichen aufzu-

bürden, wie der Bundesrat es vorschlägt, führt zu enormer 

Unsicherheit und Aufwand. Deswegen ist dieser Absatz er-

satzlos zu streichen.  

 

2 Untersteht der Auftragsbear-

beiter dem DSG nicht, so muss 

sich der Verantwortliche verge-

wissern, dass andere gesetzliche 

Bestimmungen einen gleichwer-

tigen  

Datenschutz gewährleisten. An-

dernfalls muss er diesen auf ver-

traglichem Wege  

sicherstellen. 

Art. 8 

Abs. 1 

Aus der Formulierung dieser Bestimmung geht überhaupt 

nicht klar hervor, wer für die Beurteilung der Angemessenheit 

des Datenschutzes in einem anderen Staat zuständig ist. Aus 

dem erläuternden Bericht hingegen schon (S. 25 ff): Der Bun-

desrat ist zuständig.  

Der Klarheit halber sollte diese Zuständigkeit in Art. 8 E-

VDSC eindeutig geregelt werden, sonst besteht das Risiko, 

dass sich private Akteure dafür verantwortlich halten – was 

ihren Aufwand erheblich erhöhen würde. 

 

1 Werden Personendaten ins 

Ausland bekanntgegeben, so 

müssen bei der anlässlich einer 

regelmässigen Beurteilung 

durch den Bundesrat, ob ein 

Staat, ein Gebiet, einer oder 

mehrere spezifische Sektoren in 

einem Staat oder ein internatio-

nales Organ einen angemesse-

nen Datenschutz gewährleistet,  

namentlich die folgenden Krite-

rien berücksichtigt werden: […] 
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Art. 8 

Abs. 3 

Die Abstände zwischen den vorzunehmenden Beurteilungen 

sollen präziser angegeben werden. Deswegen wird auch hier 

beantragt, dass die Beurteilungen mindestens einmal jährlich 

stattfinden müssen. 

 

3 Die Angemessenheit des Da-

tenschutzes des betreffenden 

Staates, des Gebiets, der  

spezifischen Sektoren in einem 

Staat oder des internationalen 

Organs wird periodisch, jedoch 

mindestens einmal pro Jahr, neu 

beurteilt. 

 

Art. 9 

Abs. 1  

Die von Art. 9 E-VDSG gestellten Anforderungen erreichen 

ein Detaillierungsniveau, welches die Komplexität der Daten-

bearbeitung unnötig erhöht. Zwar sind diese Anforderungen 

für das Ziel des Datenschutzes konsequent, sie verursachen 

aber hohe Bearbeitungskosten für involvierte Betriebe. Des-

wegen sollten diese Anforderungen auf das Minimum redu-

ziert werden.  

 

Nämlich Bst. b, c, g, h sowie i sind offensichtlich unnötig; Ihre 

Anwendung wäre unverhältnismässig aufwendig.  Die ande-

ren Bestimmungen genügen, um die «spezifischen Garan-

tien» zu sichern und einen angemessenen Schutz bei der 

Lieferung von Daten ins Ausland zu gewährleisten. 

 

1 Die Datenschutzklauseln in ei-

nem Vertrag nach Artikel 16 

Absatz 2 Buchstabe b  

DSG und die spezifischen Ga-

rantien nach Artikel 16 Absatz 2 

Buchstabe c DSG  

müssen die Datensicherheit 

mindestens die folgenden 

Punkte regeln: 

[…] 

b. die Kategorien der 
bekanntgegebenen 
Personendaten so-
wie der betroffenen  

c. die Art und der 
Zweck der Bekannt-
gabe von Personen-
daten; 

[…] 

g. die zur Bearbeitung 
der  Daten  berech-
tigten  Empfängerin-
nen  und  Empfän-
ger; 

h. die Massnahmen zur 
Gewährleistung der 
Datensicherheit;  

i. die Anforderungen 
an eine Bekanntgabe 
von Personendaten 
in einen anderen 
ausländischen Staat 
oder an ein anderes 
internationales Or-
gan; 

[…] 
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Art. 10 Wir begrüssen, dass der EDÖB eine Liste von Standard-Da-

tenschutzklauseln veröffentlicht, um den Aufwand für die Be-

troffenen zu reduzieren und eine gewisse Vereinheitlichung 

der Schutzklauseln zu erreichen.  

 

- 

Art. 15  Bei der Anwendung dieser Bestimmung ist darauf zu achten, 

dass die Anforderungen an den Detaillierungsgrad der mit 

der Bekanntgabe von Personendaten verbundenen Informati-

onen nicht zu umfangreich ausfallen soll. Meistens werden 

sich die zum Datenschutz benötigten Informationen aus den 

Daten oder den Begleitumständen selbst ergeben. 

 

- 

Art. 18  Nach unserer Einschätzung reicht es aus, wenn nach Been-

digung der Datenbearbeitung (was bei entsprechenden Ge-

richtsverfahren bereits Jahre dauern kann) eine Aufbewah-

rung für ein Jahr statt zwei Jahre stattfindet. 

 

Der Verantwortliche muss die 

Datenschutz-Folgenabschätzung 

schriftlich festhalten. Sie muss 

während zwei Jahren einem Jahr 

nach Beendigung der Datenbe-

arbeitung aufbewahrt werden. 

 

Art. 20 Die vorgesehene Dreifachlösung (schriftlich, mündlich oder 

durch Einsichtnahme an Ort und Stelle) erscheint als sehr 

sinnvoll. So kann für Menschen mit gewissen Krankheiten 

oder Beeinträchtigungen eine geeignete Lösung gefunden 

werden. Für gewisse Fälle, wie urteilsunfähige, an Demenz 

erkrankte oder weitere kognitiv behinderte Menschen dürfte 

die Anforderung in Abs. 3 kaum einzuhalten sein. Deshalb ist 

für diese Fälle eine Präzisierung aufzunehmen. 

 

3 Die Auskunft muss für die be-

troffene Person verständlich 

sein, soweit dies im Rahmen des 

kognitiven Zustands möglich 

ist. 

Art. 22 Die Frist von 30 Tagen ab Eingang des Begehrens um Da-

teneinsicht erscheint uns als vernünftig. Es stellt sich einzig 

die Frage, ob nicht die Gerichtsferien berücksichtigt werden 

sollten (namentlich die Sommermonate und Weihnachten, 

wegen vieler Absenzen). 

 

-  

Art. 23 Bei unverhältnismässig aufwändigen Auskunftserteilungen 

erscheint uns die auf 300 Franken angesetzte Obergrenze 

als viel zu tief. Wenn damit mehrere Arbeitstage an Aufwand 

anfallen, wäre nicht einmal ein Bruchteil der Kosten auf die 

Gesuchstellenden gedeckt. 

Der Betrag sollte – auch gerade als Schutz vor querulatori-

schen Begehren – auf mindestens 1’000 Franken erhöht wer-

den, um tatsächlich abschreckend wirken zu können.  

 

1 Eine angemessene Beteiligung 

an den Kosten kann verlangt 

werden, wenn die Auskunftser-

teilung mit einem unverhältnis-

mässigen Aufwand verbunden 

ist.  

2 Die Beteiligung beträgt maxi-

mal 300 1’000 Franken. 
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Art. 25  Die Datenschutzgesetzgebung weist eine hohe Komplexität 

auf; deshalb sind ihre Anforderungen in der Praxis nicht im-

mer einfach einzuhalten. Deswegen ist es sehr sinnvoll, Da-

tenschutzberatende einzusetzen und die konkreten Modalitä-

ten zu deren Einsatz im Sinne dieser Bestimmung festzule-

gen. Die Inhalte sind zu begrüssen, wie sie in dieser Bestim-

mung vorgeschlagen sind.  

 

- 

Art. 26 

Bst. a + 

b 

Die hier definierte und sehr sinnvolle Ausnahme einer Pflicht 

zur Führung eines Bearbeitungsverzeichnisses würde bei 

zahlreichen Betrieben nicht zur Anwendung kommen, weil  

• in vielen Fällen die Betriebe besonders schützenswerte Perso-
nendaten in grossem Umfang bearbeiten;  

• aus einer Interpretation von Art. 20 Abs. 4, Art. 26 Abs. 3, Art. 
31 Abs. 2 Bst. b nDSG hervorgeht, dass Art. 26 eVSDG auch Be-
triebe mit weniger als 250 Mitarbeitenden angewendet wer-
den soll, wenn sie einem Konzern zugehören, der insgesamt 
mindestens 250 Mitarbeitende beschäftigt. 

 

Um Rechtssicherheit zu gewährleisten und keinen unnötigen 

Aufwand für kleinere Betriebe (namentlich auch gerade im 

Gesundheitswesen) zu schaffen, ist eine Anpassung wichtig. 

Während wir die Unterstellung von Teilen der Konzerne 

nachvollziehen können, erscheint uns die «Bearbeitung von 

besonders schützenswerten Daten in grossem Umfang» als 

zu wenig präzise Konkretisierung. Wir beantragen deshalb 

eine Präzisierung, was unter «grossem Umfang» zu verste-

hen ist, nach unserer Ansicht wäre die Schwelle etwa bei 

1000 Datensätzen festzusetzen. 

 

Diesfalls erhält auch die Führung eines Verzeichnisses aber 

auf freiwilliger Basis mehr Gewicht, sie kann insbesondere 

bei regelmässiger Bearbeitung von Personendaten eine nütz-

liche und einfache Tätigkeitsunterstützung darstellen: 

Dadurch können das Beibehalten eines Überblicks der Bear-

beitungstätigkeiten und auch die Einhaltung anderer Ver-

pflichtungen erleichtert werden.  

 

Unternehmen und andere privat-

rechtliche Organisationen, die 

am Anfang eines Jahres weniger 

als 250 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter beschäftigen, sowie 

natürliche Personen sind von 

der Pflicht befreit, ein Verzeich-

nis der Bearbeitungstätigkeiten 

zu führen, ausser eine der fol-

genden Voraussetzungen ist er-

füllt:  

a. Es werden umfangreich (min-

destens 1000 Datensätze) beson-

ders schützenswerte Personen-

daten bearbeitet.  

b. Es wird ein Profiling mit ho-

hem Risiko durchgeführt. 

Art. 45 

Abs. 2 

Aus unserer Sicht ist absolut unverständlich, warum eine na-

tionale Behörde für die Dienstleistung im Bereich des der 

ganzen Bevölkerung dienenden Datenschutzes solch hohe 

Kostensätze von 150 bis 350 Franken verlangen soll. Dies 

schreckt geradezu ab, diese sinnvollen Dienstleistungen zu 

beziehen, welche einer guten Umsetzung der Gesetzgebung 

dienen. Es ist unverständlich, dass für die Dienstleistungen 

2bis Wenn die Bearbeitung be-

sonders schützenswerte Perso-

nendaten betrifft, wird auf die 

Erhebung von Kosten verzich-

tet.  

 

Alternativ:  
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der Verwaltung solche Preise wie bei spezialisierten Anwalts-

kanzleien verrechnet werden. 

Als ganz besonders stossend empfinden wir solche Honorare 

zulasten von Leistungserbringern, wenn diese besonders 

schützenswerte Personendaten bearbeiten (dies betrifft ins-

besondere und in vielen Fällen die nach KVG zugelassene 

Leistungserbringer): Es wäre falsch, diese mit hohen Stun-

densätzen vom Bezug der sinnvollen Unterstützung seitens 

EDÖB abzuschrecken. Diese Betriebe sind denn mit den 

neuen Regelungen auch besonders stark herausgefordert 

und eine gute Umsetzung ist im Interesse der Behörden und 

der Bevölkerung. Diese Belastung ist umso fragwürdiger, als 

die öffentliche Hand im Endeffekt und in vielen Fällen, die 

dadurch verursachten Defizite ausgleichen soll: Mit einer 

Hand wegnehmen, was mit der anderen gegeben wird, 

macht betriebswirtschaftlich keinen Sinn und verursacht ei-

nen sinnlosen administrativen Aufwand. 

Die Zutrittsschwelle zum EDÖB ist niedrig zu halten, ganz 

besonders auch zur Überprüfung der Angemessenheit von 

Kodizes (Art. 59 Abs. 1 Bst. a nDSG) oder die Genehmigung 

von Standarddatenschutzklauseln (Art. 59 Abs. 1 Bst. b 

nDSG). Im Sinne einer rechtmässigen Umsetzung der kom-

plexen neuen Datenschutzgesetzgebung sollte das Anrufen 

des EDÖB nicht durch das Erheben von Gebühren entgegen-

gewirkt werden. Ganz besonders für den Bereich der Ge-

sundheitsbetriebe muss deshalb eine Ausnahme geschaffen 

werden, welche vernünftige Stundenansätze vorsieht. 

 

2bis Wenn die Bearbeitung be-

sonders schützenswerte Perso-

nendaten betrifft, gilt ein Stun-

denansatz von 50 bis 100 Fran-

ken.  

 

 

Der nationale Branchenverband CURAVIVA Schweiz bedankt sich für die ernsthafte Prüfung und 

Berücksichtigung der oben aufgeführten Standpunkte. 

Mit freundlichen Grüssen      

 

Laurent Wehrli     Dr. Daniel Höchli 

Präsident CURAVIVA Schweiz Direktor CURAVIVA Schweiz 

___________________________________________________________________ 

Bei Rückfragen zur vorliegenden Vernehmlassungsantwort wenden Sie sich bitte an:  

Yann Golay Trechsel 

Projektleiter Public Affairs 

E-Mail: y.golay@curaviva.ch 

Tel: 031 385 33 36 


